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Satzung zur 21. Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren der Stadt 
Bergheim 
 

 
Beschlussvorschlag 
 
Die Gebührenbedarfsberechnung 2026 für die kostenrechnende Einrichtung „Bestattungswesen“ und die Satzung 
zur 21. Änderung der „Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren der Stadt Bergheim“ werden beschlos-
sen. Die Gebührenbedarfsberechnung mit den Ansätzen für das Jahr 2026 sowie die Änderungssatzung sind Be-
standteil des Beschlusses. 
 

 
Erläuterungen: 
 
1. Zielsetzung 

Festsetzung von kostendeckenden Friedhofsgebühren für das Jahr 2026 gemäß § 6 KAG NRW in Verbindung mit 
§§ 75 und 77 GO NRW. 

2. Sachverhalt 

Die Verwaltung stellt jährlich für die kostenrechnende Einrichtung „Bestattungswesen“ eine Gebührenbedarfsbe-
rechnung auf. Diese dient sowohl der Ermittlung der für den Gebührenhaushalt zu erwartenden Kosten und Erlöse 
als auch der Gebührenkalkulation. Die Gebührenbedarfsberechnung 2026 inklusive detaillierter Erläuterungen so-
wie der Entwurf der Satzung zur 21. Änderung der „Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren der Stadt 
Bergheim“ sind als Anlage A und B anhängig. Als Anlage C ist der kommunale Gebührenvergleich für das Jahr 
2025 beigefügt.  

Die Bestattungszahlen bleiben konstant, werden aber im Vergleich zur Gebührenbedarfsberechnung 2025 in der 
Verteilung der einzelnen Grabarten zugunsten der Urnenbeisetzungen angepasst.  

Die Fachabteilung „Betriebshof“ hat turnusmäßig eine Überprüfung des Anteils der öffentlichen Grünflächen auf 
den Friedhöfen durchgeführt, die keine wesentliche Veränderung zum Jahr 2021 ergeben hat. Die Verwaltung hat 
daher bei der Gebührenbedarfsberechnung für die Innere Verrechnung der Grünflächenpflege wie in den zurück-
liegenden Jahren einen Prozentsatz von 24 % berücksichtigt.  

Die Gebühren für Bestattungen und Beisetzungen sowie die Gebühren für Grabnutzungen steigen, da sich insbe-
sondere die Ausgaben für die Innere Verrechnung des Betriebshofes aufgrund des stark gestiegenen Stundenver-
rechnungssatzes im Vergleich zur Gebührenbedarfsberechnung 2025 erhöht haben. Die Gebühren für die Nutzung 
der Friedhofseinrichtungen erhöhen sich aufgrund der rückläufigen Nutzungen der Kühlzellen. Die sonstigen Ge-
bühren steigen an, sofern bei der Kalkulation der erhöhte Stundenverrechnungssatz des Betriebshofes berücksich-
tigt wurde.  

Der Städte- und Gemeindebund hat die Empfehlung ausgesprochen, auf pauschale Umsatzsteuerklauseln in Ge-
bührensatzungen zu verzichten. Daher wird § 4 Punkt 8 „Umsatzsteuer“ ersatzlos gestrichen. Zurzeit gilt eine neue 
Übergangsregelung zur Umsatzsteuerpflicht nach § 2b Umsatzsteuergesetzes bis zum 31.12.2026.  

Die für das Jahr 2026 ermittelten Friedhofsgebühren basieren auf den in der Gebührenbedarfsberechnung berück-
sichtigten Kosten und Erlösen. Bei der Beschlussfassung der 2026er Gebührensätze werden somit zugleich die für 



1. Fortsetzungsblatt zu TOP 
 
das kommende Jahr auszuführenden Ansätze festgelegt. Ausweislich der in der Anlage A beigefügten Kalkulation 
verändern sich die Friedhofsgebühren gegenüber dem Vorjahr 2026 wie folgt: 
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3. Alternativen/Einsparpotenziale (Prüfung einer kostengünstigeren Aufgabenerledigung einschl. 

der Möglichkeit der interkommunalen Zusammenarbeit) 

Für den Gebührenhaushalt sollen gemäß § 6 KAG NRW in Verbindung mit den §§ 75 und 77 GO NRW grundsätz-
lich kostendeckende Gebühren erhoben werden.  

4. Darstellung der Auswirkungen auf den Ergebnisplan, den Finanzplan und die Bilanz (lfd. Haus­
haltsjahr und Folgejahre, inkl. Folgekosten bei Investitionen) 

Der zu finanzierende Deckungsbedarf der kostenrechnenden Einrichtung „Bestattungswesen“ wird durch entspre-
chende den Gebührenpflichtigen per Bescheid in Rechnung zu stellende Gebühren gedeckt. 

5. Darstellung der klimaschutzrelevanten Auswirkungen (ab 1. Quartal 2021) 

entfällt 
 

6. Bürgerbeteiligung 

Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben entfällt eine Bürgerbeteiligung. 
 

7. Überprüfung der Zielerreichung (Messinstrumente und –zeitpunkt) 

entfällt 
 




